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Santa Cruz in Aufruhr
Attacke auf die Kirchners / Gespannte Lage wegen ausbleibender Löhne
Cristina Kirchner erlebte eine schlimme Nacht in Río Gallegos. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/dpa/mc) - Eine Gruppe von Demonstranten hat in der Nacht zu Sonnabend in der Provinzhauptstadt Río Gallegos eine Villa angegriffen, in der sich auch Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner befand. Eigentlich richteten sich die Proteste gegen die Gouverneurin der Provinz Santa Cruz, Kirchners Schwägerin Alicia Kirchner, die in der Residenz lebt. Die frühere Präsidentin war zu Besuch dort.
Alicia Kirchner machte Staatspräsident Mauricio Macri für die Attacken verantwortlich. Sie sieht „mediale Lynchjustiz“ am Werk und geht von einer geplanten Aktion aus: „Sie wollen meinen Kopf für ihre Wahlkampagne auf nationaler Ebene“, so die Gouverneurin. Macri betritt, etwas mit den Vorfällen zu tun zu haben und verurteilte die Attacken.
Staatsbedienstete forderten ausstehende Gehälter ein. Zufahrtswege wurden blockiert, es flogen Steine. „Wir waren nur fünf Frauen dort, darunter meine 18 Monate alte Enkelin. Es gab keine Polizei am Tor, weil niemand diese Gewalt von sehr organisierten Gruppen erwarten konnte“, sagte Cristina Kirchner. Als die Polizei eingriff, wurden vier Demonstranten mit Gummigeschossen verletzt.
Am Montagnachmittag verließ die Ex-Präsidentin eskortiert von zwei Begleitfahrzeugen Río Gallegos auf dem Landweg in Richtung El Calafate, wo sie ihren Wohnsitz hat. Alicia Kirchner reichte derweil Strafanzeige gegen mehrere der Demonstranten ein, die bei der versuchten Erstürmung des Grundstücks dabei waren.
In Santa Cruz ist die Situation seit Wochen gespannt. Die Provinz im Süden Patagoniens weist ein jährliches Haushaltsdefizit von 6,8 Milliarden Pesos auf. Bislang ist es Alicia Kirchner nicht gelungen, einen Weg aus der Wirtschaftskrise zu finden, in der sich der von ihr regierte Gliedstaat befindet. Auch die Mittel der Nationalregierung fließen seit dem Regierungswechsel in Buenos Aires nicht mehr so wie zu den Zeiten, als die Kirchners noch in der Casa Rosada saßen.
Die Folge der Finanzmisere ist, dass die Gehälter für die zahlreichen Staatsdiener nicht mehr gezahlt werden können. Insgesamt müssen 86.000 Beamtengehälter aus dem Haushalt der Provinz bezahlt werden, die kaum mehr als 300.000 Einwohner hat. Die Betroffenen reagierten mit Streiks, Protestkundgebungen und Straßensperren. Die Justizangestellten legten ihre Arbeit nieder. Die Lehrer, die in einen fünftägigen Ausstand traten, besetzten das Bildungsministerium.
Die Nationalregierung knüpfte finanzielle Unterstützung für die Provinz an eine allgemeine Kürzung der öffentlichen Ausgaben.
Die Familie Kirchner dominiert seit vielen Jahren die Provinz Santa Cruz, hier begann auch die politische Karriere von Cristina Kirchners verstorbenem Mann Néstor: Erst als Bürgermeister seiner Heimatstadt Río Gallegos (1987 bis 1991), anschließend als Gouverneur von Santa Cruz (1991 bis 2003), ehe von 2003 bis 2007 als Staatspräsident Argentiniens amtierte. Cristinas Schwägerin Alicia lenkt seit Dezember 2015 die Geschicke der Provinz.
Argentinien
Macri bei Trump
Buenos Aires (AT/mc) - „Es war ein großartiges Treffen“. Präsident Mauricio Macri zeigte sich sehr zufrieden mit dem Besuch bei seinem US-amerikanischen Amtskollegen Donald Trump. Die beiden einstigen Geschäftsleute kennen sich zwar bereits seit vielen Jahren. Doch die Begegnung gestern in Washington war die erste, seit beide Staatsoberhäupter ihrer Länder sind.
Es ging dabei nicht so sehr um konkrete Vereinbarungen, sondern darum, eine positive Atmosphäre zwischen den Präsidenten herzustellen. Schließlich hatte Macri sich während des US-Wahlkampfs für Trumps damalige Konkurrentin Hillary Clinton ausgesprochen.
Von Dissonanzen war nun nichts mehr zu spüren. Trump bezeichnete seinen Gast als „große Persönlichkeit und großen Führer“ und unterstrich die freundschaftlichen Verbindungen, die zwischen beiden bestünden. Trump bot Macri Unterstützung für die Präsidentschaft der G20-Staaten an, die Argentinien im kommenden Jahr übernehmen wird.
Macri und Trump wollen den Handel zwischen beiden Ländern ausbauen. Für Agrarprodukte sollen möglichst schnell Vereinfachungen geschaffen werden. Potenzial zur Zusammenarbeit sehen beide im Kampf gegen Drogenhandel, Geldwäsche, Terrorismus und Korruption. Eine Kooperation streben beide auf dem Feld der Kybernetik an. Macri und Trump brachten ihre Besorgnis über die Unruhen in Venezuela zum Ausdruck.
Trump stellte in Aussicht, dass Argentinien als eines der ersten Länder überhaupt Teil des Programms „Global Entry“ sein wird. Dieses sieht vor, dass Reisende, denen zuvor ein niedriges Risiko bescheinigt wurde, bei der Einreise in die USA schneller abgefertigt werden.
Trump überreichte Macri auf dessen Wunsch hin umfangreiche Geheimdokumente, die mit Menschenrechtsverletzungen während der letzten Militärdiktatur in Argentinien zu tun haben.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Bunte Messe in Palermo
„Valores y Sabores“ - Werte und Geschmäcke lautet das Motto der deutsch-argentinischen Messe, die die deutsche Botschaft am 7. Mai (Sonntag) von 11 bis 18 Uhr in der Pferderennbahn von Palermo organisiert. Anlass ist der Besuch von Malu Dreyer, der Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz, die Buenos Aires einen Arbeitsbesuch abstattet. Die Visite wird protokollarisch noch dadurch aufgewertet, da die Sozialdemokratin derzeit auch das Amt der Bundesratspräsidentin bekleidet. Inhaltlich geht es bei der Veranstaltung im Hipódromo um das Thema Nachhaltigkeit, über das an mehreren Ständen informiert wird. Aber auch das Rahmenprogramm kann sich sehen lassen: So gibt es Verkostungen von Weinen aus der Rheinland-Pfalz und der Provinz Mendoza, bei der die deutsche Weinkönigin Lena Endesfelder anwesend sein wird. Kulinarische Köstlichkeiten werden beim ersten deutsch-argentinischen „Food Truck Festival“ angeboten. Ein weiteres Highlight ist die Oldtimer-Parade, die der Automobilclub von San Isidro präsentiert.
Polizeiskandal in Núñez
Ein Korruptionsskandal erschüttert die neu geschaffene Hauptstadtpolizei (Policia de la Ciudad). Da Ordnungshüter des Kommissariats 35 im Stadtteil Núñez offenbar systematisch Bestechungsgelder kassiert haben, bleibt Polizeichef José Pedro Potocar vorerst in U-Haft. Untersuchungsrichter Ricardo Farías gab einem entsprechenden Antrag der Staatsanwaltschaft statt. Diese sieht den Kommissar als Chef einer illegalen Vereinigung. Dessen Verteidigung spricht hingegen von einem „medialen Zirkus“ und meint, ihr Mandant habe mit den Vorgängen in Núñez nichts zu tun. Dort hatten Polizisten nach Erkenntnissen der Justiz zunächst damit begonnen, von den illegalen Autoaufpassern („trapitos“) Gelder zu kassieren, damit diese ihrer Tätigkeit nachgehen konnten. Später kassierten die Uniformierten auch bei einer Reihe von Geschäften ab, wobei sie im Gegenzug Sonderbewachung in Aussicht stellten. Zwei Polizisten des 35. Kommissariats wurden bereits festgenommen.
Argentinier gewählt
Zum ersten Mal seit 20 Jahren steht mit Adrian Werthein wieder ein Argentinier an der Spitze des Lateinamerikanisch-Jüdischen Kongresses, der eine Unterabteilung des Jüdischen Weltkongresses (JWK) ist. Der 65-jährige Geschäftsmann aus Buenos Aires wurde einstimmig für vier Jahre gewählt. Werthein tritt die Nachfolge der Brasilianers Jack Terpins an, der die lateinamerikanische Sektion des JWK seit 2001 geleitet hatte und nun deren Ehrenpräsident wird. Werthein ist der erste Argentinier seit dem Ausscheiden von Rubén Beraja, der Mitte der 90er Jahre im Zuge eines Bankenskandals zurücktrat. Der Lateinamerikanisch-Jüdische Kongress vertritt insgesamt 21 jüdischen Gemeinschaften. Er hat seinen Hauptsitz in Buenos Aires. Staatspräsident Mauricio Macri übersandte Werthein ein Glückwunschschreiben. Darin bezeichnete er die Wahl seines Landsmanns als „ausgezeichnete Chance“, die Beziehungen zwischen den internationalen jüdischen Organisationen und Argentinien zu vertiefen.
Brutaler Frauenmord
Ein besonders furchtbarer Frauenmord ereignete sich vor wenigen Tagen in Morón (Provinz Buenos Aires). Vor den Augen seines achtjährigen Sohnes tötete ein 38-jähriger Mann seine um zehn Jahre ältere Frau, indem er ihr mit einem Schlachtermesser die Kehle aufschlitzte. Rund zweieinhalb Stunden nach der Tat, die er am frühen Abend verübt hatte, rief der Mann selbst die Polizei sowie die Angehörigen seiner getöteten Frau an und erklärte sich schuldig. Er gab an, dass der Bluttat ein verbaler Streit vorausgegangen sei. Das Paar hatte über zehn Jahre zusammengelebt. Bis dato hatte es keine besonderen Probleme zwischen den Partnern gegeben, wie Angehörige mitteilten, was den Gewaltausbruch für alle noch unverständlicher mache.
Presseverband sieht Normalisierung
In Argentinien hat sich die Beziehung zwischen Regierung und Presse normalisiert. Zu diesem Ergebnis zumindest kommt die Vereinigung der Zeitungen Argentiniens (Adepa), die am Dienstag ihren halbjährlichen Bericht vorstellte. Darin wird die „Wiederherstellung von Prinzipien und Standards in Sachen Meinungsfreiheit“ herausgehoben, die zuvor „mehr als ein Jahrzehnt lang schweren Abweichungen ausgesetzt“ gewesen seien. Letzteres eine deutliche Anspielung auf die Kirchner-Jahre. Martín Etchevers, der Vorsitzende der Kommission für freie Meinungsäußerung, meinte des Weiteren: „Im zurückliegenden halben Jahr hat Argentinien seinen Weg zur Normalisierung der Beziehung zwischen Presse und politischer Macht fortgesetzt.“ Journalisten könnten nun in einem anderen Klima arbeiten als unter den Kirchners: „Es gibt keine systematische Strategie der Verfolgung und staatlichen Repression gegen kritischen Journalismus mehr.“ Etchevers ist als Kommunikationschef der „Clarín“-Gruppe allerdings nicht ganz unparteiisch. Schließlich stand der Medienkonzern, für den er arbeitet, in besonderer Gegnerschaft zur Kirchner-Regierung. (AT/mc)
Meinung
Demokratie
Die Demokratie ist ein politisches System, bei dem die Regierung in freien allgemeinen Wahlen für eine bestimmte Periode gewählt wird. Sie ist als ein rationelles System gedacht, ist es in der Praxis jedoch nur halbwegs. Die Emotionen der Menschen, die Persönlichkeit der Kandidaten und historische Zugehörigkeiten wiegen mehr als rationelle Motivationen. Das erklärt, dass gelegentlich eigenartige Kandidaten gewählt werden, wie Donald Trump in den USA oder 2007 Cristina Kirchner in Argentinien. Deshalb sagte Winston Churchill seinerzeit, die Demokratie sei das schlechteste politische System, allerdings nur, wenn man alle anderen ausschließt. Es gibt eben im Grunde nichts besseres, und man muss somit innerhalb der Spielregeln handeln, die das System jeweils stellt.
Die Demokratie fußt unterschwellig auf dem Gedanken, dass das Volk letztlich vernünftig handelt. Das ist jedoch nicht immer der Fall. Im Grunde ist die Demokratie ein System, bei dem man aus den Fehlern lernt, was schmerzhaft sein kann, weil man die Fehlentscheidung nachher eine Zeitlang ertragen muss. Und gelegentlich tritt dann eine Konstellation ein, bei der die Wähler vernünftiger entscheiden, eben weil sie aus ihren Fehlern gelernt haben.
Genau das ist jetzt in Argentinien der Fall. Die Umfragen zeigen deutlich, dass die Gesellschaft keinen Staatsstreich, weder von Militärs, noch von Politikern und anderen wünscht, Gewalt verabscheut, in Ruhe leben will, ohne allgemeine Streiks, die arbeitswilligen Menschen daran hindern, ihrer Arbeit nachzugehen, ohne Straßensperren und ohne wegen Lehrerstreiks geschlossener Schulen.
Die Gesellschaft ist gereift, glaubt keine Phantasien und steht auf dem Boden der Realität. Dass jetzt zwischen Regierung und Opposition über ein Gesetzesprojekt verhandelt wird, dass erlaubt, gegen die Beteiligten an Straßenkundgebungen vorzugehen, wenn sie Gewalt anwenden und besonders, wenn sie mit verdecktem Gesicht auftreten, ist ein klarer Ausdruck der neuen gesellschaftlichen Konstellation. Ein Projekt dieser Art wäre vor einem Jahr noch als totalitär eingestuft worden. Die Gesellschaft erwartet jetzt von Macri kein Wunder, und das erleichtert die Regierungstätigkeit.
Ebenfalls wirkt die katastrophale Lage in Santa Cruz für Macri. Die Provinz wurde ab 1991 von den Kirchners direkt oder indirekt regiert und ab 2003 von der Bundesregierung finanziell stark bevorzugt. Auch die progressive Aufdeckung der Megakorruption der Kirchners und der Fortschritt bei den Prozessen helfen Macri. Und schließlich nützt ihm auch die Megakrise in Venezuela, dem ideologischen und kommerziellen Partner der Kirchners und ihrem Vorbild.
All dies begünstigt den eher farblosen Mauricio Macri und die Regierungskoalition Cambiemos. Cristina Kirchner, Hebe de Bonafini und allerlei andere Politiker dieser pittoresken Gruppe arbeiten politisch für Macri, wenn sie für die vorzeitige Absetzung des Präsidenten, für den Lehrerstreik und dgl. mehr plädieren, und noch mehr mehr, wenn sie die Montonero-Terroristen u.a. der 70er Jahre verherrlichen und Macri persönlich beleidigen.
Die Umfragen zeigen in letzter Zeit, dass Cristina viel Zustimmung verloren und Macri sie im gleichen Umfang gewonnen hat. Und das erlaubt Macri zu regieren, ohne einen sofortigen wirtschaftlichen Erfolg aufweisen zu müssen und dabei sogar bei den Oktoberwahlen gut abzuschneiden. Die argentinische Demokratie befindet sich in einer guten Phase, weil die Gesellschaft dank der Erfahrung der letzten Jahre, und besonders der letzten Monate, gereift ist.
Meinung
Hoffen auf Macron
Von Kristina Dunz
Könnte man einen Stein vom Herzen fallen hören, es hätte in der Bundesregierung wohl einen ordentlichen Knall gegeben. Selten reagierten Kanzlerin Angela Merkel (CDU) und Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD) so offen erleichtert auf das Zwischenergebnis einer Wahl im Ausland wie jetzt auf die erste Runde der französischen Präsidentschaftswahl.
Der deutsche Alptraum, dass sich die französischen Freunde bei der Stichwahl am 7. Mai zwischen Rechtsaußen Marine Le Pen und Linksaußen Jean-Luc Mélenchon - beides scharfe Europa-Kritiker - entscheiden müssen, wird nicht wahr. Stattdessen geht nach Ansicht des Auswärtigen Amtes mit dem am Sonntag erfolgreichen sozialliberalen Emmanuel Macron geradezu ein neuer Stern auf.
Gabriels Sprecher Martin Schäfer schwärmt jedenfalls: „Jetzt haben wir eine Situation, in der ein reformorientierter proeuropäischer Politiker am Firmament des politischen Himmels Frankreichs erschienen ist.“ Gabriel selbst erklärt am Montag Macrons Sieg in der Stichwahl als wichtig für Frankreich und Europa.
Merkels Sprecher Steffen Seibert hatte Macron schon am Vorabend via Kurznachrichtendienst Twitter „alles Gute für die nächsten 2 Wochen“ gewünscht. Das war Merkels Botschaft - denn Seibert „twittert ja nicht einfach so rum“, erklärte Vize-Regierungssprecher Georg Streiter auf Fragen zu diesem Tweet und zur Haltung der Kanzlerin.
Überhaupt Haltung. Schäfer pariert die Frage eines Journalisten, ob es nicht „dämlich“ sei, sich mit öffentlicher Unterstützung für Macron in die Wahl einzumischen und womöglich Wähler Le Pens in der zweiten Runde zu mobilisieren, so: „Einmischen sollte man sich nicht, aber Haltung zeigen.“ Die Wähler in Frankreich hätten ein klares Zeichen gesetzt für den Erhalt Europas als Schicksals- und Wertegemeinschaft sowie für kulturelle Vielfalt. Darüber könne man sich zu Recht freuen. „Ich finde das alles andere als dämlich.“
So gleichermaßen groß das Aufatmen bei den konkurrierenden deutschen Regierungsparteien Union und SPD auch ist - einfach würde es für die jahrzehntealte deutsch-französische Freundschaft auch nach einem Sieg Macrons nicht. Die Probleme in Frankreich sind groß, Macron müsste die Wirtschaft stärker ankurbeln, den öffentlichen Dienst straffen und umstrittene Reformen des scheidenden sozialistischen Präsidenten François Hollande zurückdrehen. Der Polit-Jungstar, von 2014 bis 2016 unter Hollande Wirtschaftsminister, verfügt bis heute nicht über einen klassischen Parteiapparat. Sein Kapital ist die von ihm 2016 gegründete politische Bewegung „En Marche!“.
Der vielzitierte deutsch-französische Motor Europas läuft aber nur rund, wenn es beiden Ländern gut geht. Merkel dürfte nicht vergessen, dass Macron - übrigens wie US-Präsident Donald Trump - etwa den deutschen Exportüberschuss anprangert. Deutschlands Exportstärke steht seit längerem international in der Kritik. Da die Bundesrepublik wesentlich mehr Güter und Waren ausführt als importiert, fürchten Ökonomen wirtschaftliche Ungleichgewichte.
Noch ist Macron aber nicht Präsident. Zwar haben Rechtspopulisten weder in Österreich noch in den Niederlanden bei Wahlen die Oberhand gewonnen, aber in Frankreich haben wohl noch nie so viele Menschen für Kandidaten gestimmt, die der Europäischen Union - wie Le Pen und Mélenchon - so ablehnend gegenüberstehen. Ginge Le Pen als Siegerin vom Platz, könnte die enge Bindung Berlins an Paris erst einmal gekappt werden. Zwischen der Politik von Le Pens rechtsextremer Front National und der Politik der Bundesregierung gebe es „überhaupt keine Berührungspunkte“, lautete bisher Merkels Devise.
Noch ist aber auch nicht klar, wer die Bundestagswahl im Herbst gewinnt. Merkels SPD-Herausforderer Martin Schulz stellt in einem Fernsehinterview schon einmal selbstbewusst fest: Macron als Präsident in Frankreich und „ich als Kanzler der Bundesrepublik Deutschland“ würden die Reform der EU in Angriff nehmen. Für Schulz etwas misslich ist nur, dass er sich für Benoît Hamon von den Sozialisten (die in enger historischer Verbindung zur SPD stehen) stark gemacht hatte. Gabriel setzte dagegen früh auf Macron.
Dieser könnte beiden Varianten viel abgewinnen. Zu Schulz hätte er wohl die größere politische Nähe - mit Merkel die mächtigste Frau der Welt an der Seite. Als er im März von ihr im Kanzleramt empfangen wurde, gab es keinen gemeinsamen Auftritt. Macron stellte sich danach aber vor das Kanzleramt und sprach von „großer Übereinstimmung“. Ob Merkel ihm Glück gewünscht habe, verriet der 39-Jährige nicht. Jetzt hat es die Kanzlerin getan: „Alles Gute für die nächsten 2 Wochen.“
Meinung
Randglossen
Die Krise in Santa Cruz sollte gewiss nicht sein. Dass die Provinzregierung Gehälter und Pensionen schuldig geblieben ist, ist schwer verständlich: Denn die Provinz erhält bei ihrer Beteiligung an den nationalen Steuern pro Einwohner den vierthöchsten Betrag unter allen Provinzen und bezieht außerdem noch üppige Gebühren auf Erdöl und Gas und auch auf Gold, das in einem großen Bergwerk erzeugt wird, an dem der Provinzstaat außerdem direkt beteiligt ist. Ferner verfügt die Provinz über Fischerei, Tourismus und nicht zuletzt Schafzucht. Hinzu kommt noch, dass die Provinz unter den Kirchner-Regierungen bei öffentlichen Bauten unverhältnismäßig stark bevorzugt wurde. Arme Provinzen mit einer beschränkten wirtschaftlichen Grundlage sind La Rioja und Formosa, aber gewiss nicht Santa Cruz.
Am morgigen Sonnabend ist Donald Trump seit 100 Tagen im Amt des US-Präsidenten. Bislang agierte der Immobilienmilliardär eher glücklos im Weißen Haus: Das Ende von „Obamacare“ scheiterte trotz republikanischer Mehrheit im Kongress, der Einreisestopp für Menschen aus bestimmten islamischen Ländern wurde von Richtern gestoppt, sein „Prestigeprojekt“, der Mauerbau zu Mexiko, ist nicht wirklich vorangekommen, eine Wende am Arbeitsmarkt ist noch nicht erkennbar. Dementsprechend bescheiden sind die Umfragewerte. Kein US-Präsident hatte zur 100-Tage-Marke bislang schlechtere. Doch Trump hat ja noch Zeit, die Kurve zu kriegen. Schließlich sind die „Spielregeln“ für das Präsidentenamt nicht so streng wie in seiner einstigen TV-Show „The Apprentice“. Dort hätte es schon längst geheißen: „You‘re fired!“
Die Zeiten, dass der argentinische Peso im Ausland nicht viel gilt, sind möglicherweise bald vorbei: So kürte die Internationale Vereinigung der Banknotensammler (IBNS) den 500 Pesos-Schein zur weltweit drittschönsten Banknote, die im vorigen Jahr neu gestaltet worden ist. Der grüne Schein, der einen Jaguar zeigt, musste sich lediglich dem neuen Schweizer Fünfziger sowie dem 1000er-Schein der maledivischen Währung Rufiyaa geschlagen geben. 2016 erschienen weltweit 120 neue Noten. Der Sieg der Schweizer, die von Geld ja ohnehin viel verstehen, soll nur sehr knapp ausgefallen sein. Das politisch neutrale Jaguar-Motiv war also erfolgreicher als der noch zu Kirchner-Zeiten eingeführte 50er-Schein, der die Malwinen zeigt. Das ist international schwerer zu vermitteln.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,78, gegen $ 15,55 in der Vorwoche. Die Devisenreserven der ZB betrugen u$s 46,17 Mrd., gegen u$s 52,24 Mrd. in der Vorwoche. Die Abnahme ist auf die Zahlung von Staatspapieren zurückzuführen, die verfallen sind. Der Rofex-Terminkurs lag zum 28.2.18 bei $ 18,13, was einen Jahreszinssatz von 21% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 2,51%, und lag um 24,29% über Ende Dezember 2016.
***
Die argentinischen Staatstitel wiesen in einer Woche zum Mittwoch folgende unterschiedliche Veränderungen auf. Argentina 2019: +0,05%, Argentina 2021: +0,37%; Argentina 2016: -5,11%; Argentina 2016: +1,23%; Bonar 2014: +0,16%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 346,03 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 350) und bei 24 Karat zu $ 492,90 ($ 500).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB), stieg in 12 Monaten zum 24.4.17 um 43,14%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 33,99% zu.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 24.4.17 um 34,78% auf 1,69 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 21,09% auf $ 1,03 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 105,52% auf u$s 29,25 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 131,47% auf u$s 10,89 Mrd. zu.
***
Präsident Mauricio Macri reiste am Mittwoch nach den Vereinigten Staaten. Zunächst begab er sich nach Houston, wo er die petrochemische Anlage von Dow Chemical in Oyster Creek besuchte. Dow hatte letztes Jahr u$s 500 Mio. zusammen mit YPF im Gebiet von Vaca Muerta investiert, um Gas für ihre Polyethylenfabrik in Bahía Blanca zu erzeugen. Danach besuchte er eine neue Fabrik für nahtlose Stahlröhren, die Tenaris, vom Techint-Konzern, für u$s 1,8 Mrd. in Bay City errichtet hat. Techint-Chef Paolo Rocca war auch dabei, und wies darauf hin, das es sich um die modernste und am meisten mit Robotern ausgestattete Röhrenfabrik der Welt handelt. Danach beteiligte er sich an einem Mittagessen mit 250 Unternehmern des Energiebereichs und der Banken. Vorher hatte er eine Unterredung mit Sara Ortwein, von der Exxon-Filiale XTO, die ein Projekt in Neuquén in Angriff genommen hat. Danach begab sich Macri nach Washington, um sich mit Präsident Donald Trump zu treffen.
***
Nach einem Rückgang im Januar, fand im Februar eine leichte Zunahme der formellen Beschäftigung statt, berichtet das Arbeitsministerium. Die Zunahme betrug 11.200 Arbeitsplätze, was auf insgesamt 12,10 Mio. nur 0,1% darstellt. Gegenüber Februar 2016 waren es 142.700 Beschäftigte mehr. Davon entfielen 92.000 auf Einheitssteuerzahler, 17.400 auf Haushaltsangestellte und 33.800 auf den staatlichen Bereich. Die Zahl der privaten Arbeitnehmer nahm um 23.200 ab, und die der selbstständig Tätigen um 2.600.
***
Der Index der Industrieproduktion, den das Wirtschaftsinstitut FIEL ermittelt, lag im März um 2,4% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber um 21,4% über Februar. Im 1. Quartal 2014 lag die Tätigkeit der Industrie somit um 2,7% unter dem Vorjahr und um 0,9% unter dem 4. Quartal 2016.
***
Der Rindfleischexport lag im 1. Quartal 2017 mit 74.000 Tonnen um 32% über dem Vorjahr. Von der Hilton-Quote der EU wurden bis Ende März 18.038 Tonnen exportiert, was 61% des Kontingentes darstellt, das von 1.7.16 bis zum 30.6.17 gilt.
***
Der Umsatz der Supermärkte erreichte im Februar $ 24,52 Mrd., 16,3% über dem Vorjahr und 6,75% unter Januar 2017, berichtet das Statistische Amt (INDEC). Die Zunahme liegt unter der Inflation, was auf einen Rückgang der verkauften Mengen und auch auf den Übergang auf billigere Produkte oder Marken zurückzuführen ist.
***
Der Umsatz der Shopping Centers lag im Februar bei $ 3,60 Mrd., 13,5% über dem Vorjahr, was einen Mengenrückgang zum Ausdruck bringt, aber auch auf die Tatsache zurückzuführen ist, dass der Wechselkurs in einem Jahr nur geringe Veränderungen aufwies, sodass sich importierte Produkte wenig verteuerten.
***
Die Bundesregierung hat in der Vorwoche ein Abkommen mit den Provinzen unterzeichnet, das sich auf Energie bezieht. Es wurden dabei die Grundlagen für einen strategischen Energieplan festgesetzt und ein föderaler Energierat geschaffen, dem die Bundesregierung, die Provinzen und die parlamentarischen Energiekommissionen angehören. Dabei wurde auch eine Änderung der Arbeitsverträge in Aussicht gestellt, wie sie schon im Gebiet von Vaca Muerta vollzogen wurde, die an Investitionen und Erhaltung der Belegschaft gebunden ist.
***
Das Produktionsministerium hat mit der Firma Aluar eine Verringerung des Aluminiumpreises (in Dollar) um 14% vereinbart, wobei die Gegenleistung der Regierung in einem niedrigeren Strompreis für elektrointensive Industrien besteht. Aluar erzeugt den größten Teil des Stromes, den das Unternehmen verbraucht, so dass eine Tarifsenkung eigentlich eine interne Angelegenheit ist. Die Regierung kann den Strompreis in diesem Fall nur durch Verringerung der Steuerlast senken.
***
Das Landwirtschaftsministerium hält an der Schätzung einer Gesamternte von Getreide und Ölsaat für dieses Jahr von 130 Mio. Tonnen fest, trotz der Überschwemmungen. Die Fachleute des Ministeriums haben zu diesem Zweck Satellitenphotographien und viel direkte Information sorgfältig ausgewertet. Diese Rekordernte ist vornehmlich darauf zurückzuführen, dass es in den trockenen Randgebieten der sogenannten “feuchten Pampa“ viel mehr geregnet hat, was zu höheren Erträgen geführt hat. Außerdem reagierten die Landwirte auf die Abschaffung, bzw. Verringerung, der Exportzölle mit einer höheren Saatfläche.
***
In Argentinien werden monatlich über tausend Menschen, die im Ausland wohnen, vorwiegend in den USA, ärztlich behandelt, hat eine private Studie ergeben. Dies bringt dem Land jährliche Deviseneinnahmen von bis zu u$s 300 Mio. Es handelt sich um Operationen, Zahnpflege und Behandlung von allerlei Krankheiten. Argentinien verfügt über hervorragende Ärzte und Kliniken, und bietet in den meisten Fällen einen Dienst wie in den USA u.a. fortgeschrittenen Ländern, aber zu einem viel niedrigeren Preis. Gegenüber den USA kosten bestimmte Operationen in Argentinien gelegentlich nur ein Viertel. Oft wird die ärztliche Behandlung mit Tourismus oder Reisen von Angestellten ausländischer Unternehmen kombiniert.
***
Die Bundesregierung hat mit den Provinzregierungen vereinbart, dass sie die Schulden der Provinzen gegenüber dem Nationalstaat, die insgesamt $ 10,7 Mrd. ausmachen, umschuldet, so dass sie ab 2018 in 36 Monatsraten mit einem Zinssatz von 15% bezahlt werden können. Als Gegenleistung müssen sich die Provinzen dem „Programm der Haltbarkeit ihrer öffentlichen Finanzen“ anschließen, bei dem sie ihre Finanzen ordnen müssen, um schließlich ein Nulldefizit auszuweisen. Wenn eine Provinz die gesetzten Ziele nicht einhält, dann wird die Ratenzahlung für ihre Schuld aufgehoben. Die Hälfte der Gesamtschuld entfällt auf die Provinz Buenos Aires. Doch die Provinz Santa Cruz liegt, bezogen auf das provinzielle Bruttoinlandsprodukt, bei weitem an der Spitze. Die Kirchners haben ihrer Provinz unbegrenzte Mittel gegeben, womit sie die kritische Lage hinausgeschoben haben, bis sie jetzt geplatzt ist. Santa Cruz wird auch mit der Umschuldung nicht zahlen können. Hochverschuldet sind auch Jujuy, Chaco und Misiones. Die Provinzen Rio Negro und San Juan haben sich bisher nicht dem Abkommen angeschlossen. Die Bundesregierung übt jetzt stärkeren Druck auf die Provinzen aus, damit sie ihre Finanzen sanieren.
***
Energie- und Bergbauminister Juan José Aranguren gab in einem Interview, das er der Zeitung „La Nación“ gewährte, bekannt, dass 2016 Investitionen von u$s 6,5 Mrd. auf dem Gebiet der elektrischen Energie zugeteilt worden sind, davon u$s 4 Mrd. in erneuerbaren Energien, wo sich jetzt 59 Projekte in Durchführung befinden. Weitere u$s 2,5 Mio. entfallen auf Wärmekraftwerke. Diese Zahlen dementieren laut dem Minister die Auffassung, dass es keine Investitionen gebe.
***
Im 1. Quartal 2017 wurden in Argentinien u$s 4,75 Mrd. Dollar in Banknoten gekauft, 44% mehr als im Vorjahr, als es u$s 3,3 Mrd. waren, berichtet die ZB. Die Bruttokäufe errichten dabei u$s 7,45 Mrd., 73% mehr als im Vorjahr, als es u$s 4,41 Mrd. waren. Es wurden mehr Dollarscheine gekauft, aber auch mehr verkauft, wobei ein hoher Saldo verblieb. 50% des Nettoverkaufs von Devisen entfällt auf Einzelkäufe von bis zu $ 10.000 und 20% auf Käufe bis zu u$s 50.000. Dennoch wies das Kapitalkonto der Zahlungsbilanz im 1. Quartal 2017 einen Überschuss von u$s 13,45 Mrd. aus, während die Leistungsbilanz ein Defizit von u$s 1,92 Mrd. verzeichnet. Der hohe Zufluss von Auslandskapital und -krediten wurde nur zum geringen Teil durch Kapitalflucht ausgeglichen, sei es in Form von Überweisungen auf Auslandskonten oder von Käufern von Dollarnoten.
***
Das argentinische Institut für Fiskalanalysen (Iaraf) weist darauf hin, dass die Provinz Santa Cruz dieses Jahr an Beteiligung an nationalen Steuern, plus andere Zuwendungen des Bundesstaates, $ 57.571 pro Einwohner erhält, doppelt so viel wie der Durchschnitt der 24 Provinzen (einschließlich der Bundeshauptstadt). In diesem Jahr waren es bisher schon $ 9912. Hinzu kommen noch die Einnahmen aus provinziellen Steuern, die eine vielfältige wirtschaftliche Tätigkeit erfassen, und die bedeutenden Gebühren auf Erdöl, Gas und Bergbauprodukte, an erster Stelle Gold.
***
Die Provinz Santa Cruz hat 111 Provinzangestellte pro tausend Einwohner, teilt de Consulting-Firma “Economía & Regiones” mit (die Innenminister Rogelio Frigerio gegründet und lange Zeit geleitet hat). Nur Catamarca hat mit 114 Staatsangestellten mehr. Tierra del Fuego liegt gleich wie Santa Cruz, und die Provinzen Neuquen (86), Chubut (85) La Rioja (85), La Pampa (81) und Rio Negro (73) gehören zur oberen Gruppe. Ganz unten liegen Córdoba (36), Santa Fé (39), Buenos Aires (41), Misiones (46), Tucumán (50) und San Luis (50).
***
Die Banken haben im erster Jahr der Einführung der indexierten Hypothekarkredite schon Kredite für $ 5 Mrd. vergeben, teilt die ZB mit. Der UVA-Index (“Unidad de Valor Ajustable”) wird mit dem Index der Konsumentenpreise berichtigt. Den weitaus größten Anteil an diesen Krediten haben die staatlichen Banken, Banco Nación, BAPRO und Banco Ciudad. Im März sei ein Rekordbetrag an diesen Krediten von $ 1,1 Mrd. erreicht worden. Außerdem haben die Banken $ 2,1 Mrd. an persönlichen Krediten und Pfandkrediten vergeben, die ebenfalls mit dem UVA-Index berichtigt werden.
***
Das Amt, das sich mit Geldwäsche befasst, UIF (“Unidad de Información Financiera”), untersucht 6500 Fälle von Vermögensweißwaschungen, bei denen der Verdacht besteht, dass das Geld aus verbrecherischen Quellen stammt und somit laut Legalisierunsgesetz nicht weißgewaschen werden darf. Die Banken sind ohnehin verpflichtet, verdächtige Geschäfte bei der UIF anzuzeigen, was auch Weißwaschungen einschließt. Allerdings ist es hier sehr schwierig, einen verbrecherischen Ursprung zu vermuten, weil der Ursprung des legalisierten Vermögens nicht angegeben werden muss, und außerdem insgesamt 257.000 eidesstattliche Erklärungen eingereicht wurden, was eine nachträgliche Revision verwaltungsmäßig erschwert.
***
Auf Antrag der ZB hat die Regierung der Stadt Buenos Aires in ihrem Parlament ein Gesetzesprojekt eingebracht, durch das Swap-Geschäfte von der Bruttoumsatzsteuer ausgenommen werden. Laut ZB wird dies zu einer Senkung der Zinsen beitragen.
***
Der Präsident von Aerolineas Argentinas, Mario Dell Acqua, betonte, dass das Unternehmen die Kosten verringern werde und für 2019 ausgeglichene Finanzen anstrebe. Unter der letzten Regierung von Cristina Kirchner habe AA Subventionen für u$s 670 Mio. pro Jahr erhalten, und 2016 waren es nur u$s 320 Mio. Für 2017 seien u$s 180 Mio. vorgesehen.
***
Der EMAE-Index des INDEC, der eine grobe Schätzung des Bruttoinlandsproduktes ist, liegt im Februar um 2,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 1,9% unter Januar. Im Einzelnen liegen die interannuellen Veränderungen wie folgt: Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen: +2,4%; Landwirtschaft: +1,8%; Erziehung: +1,2%; Transport und Fernverbindungen: +1,2%; Immobilienmakler: +1,2%; Hotels und Restaurants: +1,1%; Finanzen: +1%; Strom, Gas und Wasser: -2,8%; Handel: -4,9%; Bergbau: -6,7%; Industrie: -7,1%.
***
Die ZB hat am Dienstag mitgeteilt, dass der Referenzzinsatz für 7 Tage bei 26,25% verbleibt. Nachdem die Swap-Geschäfte auf 7 Tage zum ersten Mal seit Ende November 2016 am 11. April 2017 um 150 Basispunkte erhöht wurden, verbleibt der Zinssatz auf diesem Stand.
***
Der New Yorker Richter Thomas Griesa hat die Inhaber von defaultierten argentinischen Staatspapieren, die sich den Umschuldungsvorschlägen nicht angeschlossen haben, angewiesen, sich über den Vermittler (“spezial master”) Daniel Pollock mit der Vertretern der argentinischen Regierung über eine Lösung zu einigen. Es handelt sich hier um die deutsche Gruppe HWB, die schon Klagen in den US-Staaten Ohio und Kansas für ihren Bonds-Bestand von u$s 145 Mio. vorgelegt hat, aber dabei keinen Erfolg hatte. Richter Griesa will auf diese Weise den Konflikt wegen des argentinischen Defaults abschließen, wobei die Differenz zwischen der Forderung der Gläubiger und den Offerten der Regierung minimal ist, und der Betrag, um den es geht, auch gering ist. Griesa steht hier offensichtlich auf argentinischer Seite, weil er den guten Willen der Macri-Regierung zur Bereinigung des Konflikts würdigt.
***
Die Handelsbilanz weist im März 2017 ein Defizit von u$s 941 Mio. aus, u$s 243% über dem Vorjahr, und im 1. Quartal eines von u$s 1,09 Mrd., drei Mal so viel wie im Vorjahr, teilt das INDEC mit. Die Exporte lagen im März mit u$s 4,23 Mrd. um 2,3% über dem Vorjahr, und die Importe nahmen um 16,4% auf u$s 5,47 Mrd. zu. Bei den Exporten trat eine interannuelle Zunahme von 10,9% bei reinen Industrieprodukten ein, die auf eine höhere Nachfrage von Brasilien zurückzuführen ist. Jedoch bei primären Produkten (Landwirtschaft und Bergbau) setzte ein Rückgang von 18% ein. Die Exporte nach den USA sanken im März um 6,4%, was vornehmlich auf die niedrigeren Exporte von Biodieselöl zurückzuführen ist. Bei den Importen, die in Mengen im März um 10,6% über dem Vorjahr lagen, sticht die Mengenzunahme von 31,7% bei Kapitalgütern hervor. Der Import von Rohstoffen und Gütern für die Weiterverarbeitung stieg mengenmäßig um 9,7%, was die erste Zunahme seit September 2016 darstellt. Der Import von Kfz stieg im März um 63,8% und im 1. Quartal um 43,9%.
***
Der Dachverband der Industrie, die “Union Industrial Argentina” hat sich geeinigt, dass im Mai Miguel Acevedo, Direktor der Speiseölfabrik Aceitera General Deheza, die Präsidentschaft übernimmt und Adrián Kaufmann Brea, vom Techint-Konzern, ablöst. Der Jurist Daniel Funes de Rioja, spezialisiert auf Arbeitsrecht, der dem Lebensmittelverband Cepal vorsitzt, soll die Vizepräsidentschaft übernehmen. Dies ist wichtig, da die Problematik der Arbeitsverträge in den Vordergrund gerückt ist.
***
Innen- und Bautenminister Rogelio Frigerio erklärte, die Regierung werde der Provinz Santa Cruz finanziell helfen, aber nur unter der Bedingung, dass sie ein Programm vorlegt, um ihr Finanzen schrittweise in Ordnung zu bringen. Die Regierung werde Santa Cruz wie alle anderen Provinzen behandeln, ohne zwischen der politischen Zugehörigkeit der Provinzregierungen zu unterscheiden. Bisher hat jedoch die Gouverneurin Alicia Kirchner kein Programm vorgelegt, um die verfahrene Lage einzurenken. Abgesehen von der überhöhten Beamtenzahl, gibt die Provinz viel Geld für zweifelhafte Zwecke aus.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
General Motors hat seine Tätigkeit in Venezuela aufgegeben und 2678 Mitarbeiter entlassen. Die Fabrik der Firma war am Mittwoch plötzlich von der Regierung besetzt worden, so dass sie nicht weiter produzieren konnte. Die Fabrik hat eine Kapazität von 100.000 Kfz pro Jahr, produzierte jedoch wegen der kritischen Lage im Land kaum noch. GM ist seit 1948 in Venezuela tätig. Jetzt erleiden auch die 79 Agenturen großen Schaden, die 3900 Personen beschäftigen.
***
Die deutsche Hotelkette Kempinski beabsichtigt, am 7. Juni ein 5-Sterne-Hotel in Havanna, Kuba, zu eröffnen. Es handelt sich ein großes Hotelgebäude von Anfang des 20. Jahrhunderts, das einen ganzen Block im Zentrum der Stadt besetzt, das jetzt von Kempinski in Verbindung mit dem kubanischen Staat vollständig erneuert wurde. Dieses sechsstöckige Hotel wird 246 Zimmer haben, ebenfalls eine Terrase mit einem Schimmbad, mit Sicht auf Alt-Havanna, plus ein Spa, drei Restaurants, vier Bars und Aufenthaltssäle. Dieses Hotel wird direkt mit dem Saratoga-Hotel konkurrieren, das 2005 völlig erneuert wurde. In Havanna bestehen noch zwei weitere Hotelprojekte der französischen Accor-Kette und eines der spanischen Kette Iberostar. Seit der Annäherung mit den USA im Jahr 2014 befindet sich der Tourismus im Aufschwung, wobei auch Geschäfte mit Luxuswaren aufgekommen sind. 2016 hat Kuba zum ersten Mal die Marke von 4 Mio. Touristen übertroffen, mit Kanada als erstem Herkunftsland und den USA als zweitem. Sobald das Verbot für US-Angehörige aufgehoben wird, nach Kuba zu reisen, wird ein noch höherer Touristenstrom erwartet.
***
Venezuelas Parlamentspräsident warnt die Deutsche Bank eindringlich vor einem Goldgeschäft mit der sozialistischen Regierung des Krisenlandes Venezuela. Laut Berichten gab es bereits 2016 sogenannte Swap-Geschäfte, bei denen die Zentralbank einer anderen Bank Goldreserven für eine bestimmte Zeit leiht und im Gegenzug dafür Devisen erhält. Wegen der sich dramatisch zuspitzenden Versorgungskrise und enormen Devisenknappheit plant die Regierung nach Angaben der Opposition ein weiteres großes Goldgeschäft, nachdem das Land kaum noch Devisen hat, um Medikamente und Lebensmittel einzuführen. Als Notlösung wird das Goldgeschäft angesehen. Unter dem 2013 verstorbenen Präsidenten Hugo Chávez wurden die Goldreserven heimgeholt. Seit 2015 hat Venezuela aber angeblich bereits weit über die Hälfte seiner einst 361 Tonnen Gold verkauft oder verpfändet - es wurde zum wohl größten Goldverkäufer der Welt. Die Zentralbank beziffert den Wert der noch vorhandenen Reserven nach Angaben des Portals „El Nacional“ auf u$s 7,73 Mrd. (dpa)
***
In Brasilien soll die Arbeitsgesetzgebung grundlegend geändert werden. Ein Gesetzesprojekt in diesem Sinn wird gegenwärtig im Parlament behandelt. Das Projekt schränkt die Macht der Gewerkschaften bei Lohnverhandlungen ein, schafft neue Formen von Arbeitsverträgen und setzt dabei acht Urteile des Obersten Arbeitsgerichtes außer Kraft, die übertrieben günstig für die Arbeitnehmer sind. Das Projekt ändert ca. 200 Artikel der bestehenden Arbeitsgesetzgebung. Die Einleitung von Prozessen durch Arbeitnehmer wird erschwert, weil diese gemäß dem Reformprojekt die Prozesskosten und die Honorare zahlen müssen, was bisher in den meisten Fällen unentgeltlich war.
***
Geschäftsnachrichten
Cirubón & Metro Wheels
Die lokale Firma Cirubón, die als Zulieferer der Kfz-Industrie tätig ist, hat die Fabrik von Metro Wheels in Rosario übernommen, die der deutsche Besitzer vor kurzem geschlossen hatte, wobei 170 Arbeiter entlassen wurden, die jetzt wieder eingestellt werden sollen. Die Fabrik erzeugt Felgen für Kfz. Der Bundesstaat und die Provinz Santa Fé tragen $ 10 Mio. bei, um die Wiedereröffnung möglich zu machen.
Bank BBVA Francés
Die lokale Filiale der spanischen Banco Bilbao y Vizcaya hat ein neues Gebäude im Stadtteil Catalinas, bei Retiro, eingeweiht. Es handelt sich um ein Hochhaus von 33 Stockwerken, von denen 23 von der Bank besetzt werden. Der Präsident des spanischen Mutterhauses, Francisco Gonzalez, war bei der Einweihung anwesend, nachdem er vorher von Präsident Mauricio Macri empfangen worden war.
Enel
Der italienische Enel-Konzern, der in Argentinien das Kraftwerk Central Costanera (am Hafen von Buenos Aires, das in Enel Generación Costanera umgetauft wurde) und das Stromverteilungsunternehmen Edesur betreibt, hat der Regierung vorgeschlagen, ein neues Wärmekraftwerk mit kombiniertem Zyklus von 400 MW neben dem bestehenden Kraftwerk von Central Costanera zu errichten. Es handelt sich um eine Investition von u$s 400 Mio., und die Bauzeit wurde auf zwei Jahre veranschlagt. Das Angebot ist eine Antwort auf den Aufruf des Ministeriums für Energie und Bergbau für die Errichtung neuer Kraftwerke.
Allianz
Diese weltweit führende Versicherungsgesellschaft wird der Hauptsponsor der Marathonrennen sein, die von Mai bis Dezember 2017 in der Stadt Buenos Aires vorgesehen sind. Zu diesem Zweck wurde ein Abkommen mit Sportsfacilities, dem Unternehmen, dass Marathonläufe organisiert, abgeschlossen. Es handelt sich um vier Rennen, von denen jedes auf eine Saison des Jahres entfällt. Das erste findet am 14. Mai in der Palermo-Gegend statt, wobei die Wahl zwischen einer Strecke von 5 km und 10 km besteht. Das zwei Rennen findet am 23. Juni in Puerto Madero statt, mit 5 und 10 km, das dritte am 17. September, auch in Puerto Madero, und das vierte am 3. Dezember in Palermo. Die Marketing-Direktorin von Allianz, Julieta Fondeville, wies darauf hin, dass die Firma über den Sport die Werte des Unternehmens vermittle, nämlich Anstrengung, Widmung und Exzellenz. In Argentinien ist Allianz Sponsor des paralympischen Komitees, und begleitet dabei verschiedene Klubs, die Rugby, Hockey, Basket- und Fußball betreiben
Pluspetrol
Der Gouverneur von Neuquén, Omar Gutierrez, kündigte am Mittwoch eine Investition von u$s 160 Mio. dieses argentinischen Erdölunternehmens im Gebiet von Vaca Muerta an, wobei die Investition eventuell bis auf u$s 350 Mio. steigt. Gutierrez wies darauf hin, dass Pluspetrol jetzt eine Konzession auf 35 Jahre erhalte und dabei der Provinzverwaltung insgesamt an die u$s 8 Mio. zahlen werde.
OCA
Dieses Postunternehmen steht am Rande des Konkurses, u.a wegen einer Schuld gegenüber dem Steueramt von $ 1,4 Mrd. Die AFIP hat schon eine Vermögensbeschlagnahme von $ 300 Mio erreicht, und steuert auf eine von weiteren $ 600 Mio. zu. Die Schuld gegenüber der AFIP nimmt jeden Monat um $ 120 Mio. zu. OCA hat eine Belegschaft von 7000 Personen, die der Gewerkschaft der Lastwagenfahrer (von Hugo Moyano) angeschlossen sind. Hinzu kommen weitere 5000, die indirekt von OCA abhängen. Die Regierung hat den Fall untersucht, und soll dabei angeblich zum Schluss gelangt sei, dass das Unternehmen nicht gerettet werden kann, so dass es keinen Sinn hat, staatliche Mittel dafür einzusetzen.
YPF
Dieses Erdölunternehmen gab am Dienstag bekannt, dass es bis 2022 zwischen u$s 1,7 und u$s 2,2 Mrd. in der Stromerzeugung investieren werde, zum Teil in erneuerbaren Energien (330 MW) und zum Teil in konventionellen Kraftwerken (1330 MW) . Der Vizepräsident Marcos Browne, der für diesen Bereich zuständig ist, erklärte, dass YPF auf der Suche nach Partnern sei.
Wirtschaftsübersicht
Die überhöhte bürokratische Staatsstruktur
Unter den Kirchner-Regierungen, vor allem der von Cristina K., wurde die bürokratische Struktur des Staates stark erweitert, mit allerlei Ämtern, die keinen Sinn haben und nur dazu bestimmt sind, treuen Parteigängern eine gut bezahlten Posten zu verschaffen. Unter CFK wurde die Zahl der Ministerien von 10 auf 16 erhöht. Dies ging mit der Zunahme der beim Staat in seinen drei Stufen (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) beschäftigten Beamten um 1,3 Mio. ab 2003 einher, von 2,2 auf 3,6 Mio. Das Institut CIPPEC gelangt auf insgesamt 3,9 Mio. Staatsangestellte, die 18% der Gesamtzahl der Beschäftigten darstellt, 70% mehr als 2001. In Lateinamerika sind es durchschnittlich nur 12%. Das Institut für Wirtschaftsstudien FIEL hat ermittelt, dass allein beim Nationalstaat die Zahl der Beamten von 460.000 im Jahr 2003 auf 739.000 Ende 2015 gestiegen ist.
Obwohl es zu Entlassungen kam, wegen nicht Erneuerung von vertraglich verpflichteten Staatsangestellten, so dass der Nationalstaat jetzt 1400 Beamte weniger als unter CFK beschäftigt, ist die Gesamtzahl im staatlichen Bereich, unter Macri weiter gestiegen, weil Provinzen, Gemeinden, plus allerlei autonome Ämter und Staatsunternehmen mehr Personen beschäftigen. Eine neue Regierung ernennt immer neue Beamte, die jedoch zu den bestehenden hinzukommen, statt sie zu ersetzen. In diesem Sinn sprach Minister Hernán Lombardi von “geologischen Schichten”. Nur in Ausnahmefällen, wie jetzt beim Kinoinstitut INCAA, wurden hohe Beamte zum Rücktritt gezwungen, in diesem Fall weil ihnen sonst ein böser Prozess wegen Unregelmäßigkeiten drohte.
Schatzminister Nicolás Dujovne hatte kurz vor seiner Ernennung im einem Artikel darauf hingewiesen, dass auf alle Fälle 900.000 Staatsangestellte überflüssig seien, die umgerechnet u$s 25 Mrd. pro Jahr kosteten. Die allermeisten Beamten, die in den letzten Jahren ernannt wurden, können nur entlassen werden, wenn ein strafbarer Tatbestand vorliegt. Die Gehälter sind meistens im Vergleich zu denen der Privatwirtschaft hoch, was früher nicht der Fall war. Ein Entlassungsgesetz, wie es notwendig wäre, käme im Kongress nicht durch. Außerdem würde die Entlassung so vieler Staatsangestellten ein enormes soziales Problem schaffen.
Was man jedoch von der Macri-Regierung erwartet hätte, ist einmal eine Einfrierung der freiwerdenden Stellen, womit jährlich zwischen 3% und 5% der Staatsangestellten wegen Pensionierung, Tod, oder freiwilligem Rücktritt verschwinden. Das wären landesweit über 100.000 pro Jahr. Außerdem hätte die bürokratische Struktur stark verringert werden können, so dass Beamte, deren formelle Stelle abgeschafft worden ist, dann auf Tätigkeiten verlegt werden, die ihnen nicht passen, so dass sie nach und nach zurücktreten.
Die Macri-Regierung hat nicht nur kaum etwas in diesem Sinn unternommen, sondern sie hat die Staatsstruktur erweitert. Eine Erhebung der Stiftung “Libertad & Progreso” hat ergeben, dass die Nationalregierung heute 21 Ministerien, 87 Staatssekretariate, 207 Unterstaatssekretariate und 687 Nationaldirektionen hat, zu denen dann noch 122 Institute und unabhängige Ämter und die Universitäten hinzukommen, deren Zahl die K-Regierungen auch stark erhöht hat, obwohl dies keinen vernünftigen Sinn hat. Insgesamt gelangt die genannte Stiftung auf 1124 Ämter. Die Macri-Regierung hat fünf zusätzliche Ministerien geschaffen und die Staatsstruktur um ca. 25% erweitert. Dabei hat seine Regierung ein Modernisierungsministerium geschaffen (mit Andrés Ibarra als Minister), dessen Hauptaufgabe in der Rationalisierung der Staatsstruktur besteht. Man muss hier auch berücksichtigen, dass die Computertechnologie auch im staatlichen Bereich arbeitssparend wirkt, so dass deren schrittweise Einführung, wie sie auch Minister Ibarra angekündigt hat, mit einer Verringerung der Beamtenzahl einhergehen sollte. Dieses Ministerium hat vier Staatssekretariate, 9 Unterstaatssekretariate und 92 Nationaldirektionen, ist also ein Beispiel für das, was man nicht tun sollte.
Traditionell gab es in Argentinien 8 Ministerien. Wenn ein Staatssekretariat zum Ministerium gemacht wird, dann werden gleichzeitig neue Staatssekretariate, Unterstaatssekretariate und Nationaldirektionen geschaffen, die zusätzliche Angestellte und auch mehr Platz beanspruchen (so dass auch Büros gemietet werden) und dann mit Möbel, Computern u.a. Dingen ausgestattet werden müssen. Dabei wird die staatliche Leistung nicht verbessert, sondern kompliziert, weil mehr hohe Beamte bei einer Entscheidung mitwirken. John Northcote Parkinson hat vor Jahrzehnten schon eingehend erläutert, wie die staatliche Bürokratie funktioniert: Ein Beamter schafft mehrere ihm untergeordnete Beamte und wird damit zum Chef. Dabei wird die Arbeit, die er vorher allein verrichtete, von mehreren Beamten vollzogen. Argentinien ist ab 2003 zu einem Musterbeispiel für Parkinson geworden, und zwar in einem Umfang, der auch ihn überrascht hätte.
Eine Gruppe anerkannter Ökonomen, bestehend aus Alberto Benegas Lynch, Roberto Cachanosky, José Luis Espert, Agustín Etchebarne und Agustín Monteverde, hat in einem Leserbrief vom 21.4.17 in der Zeitung “La Nación” dieses Problem erläutert und es richtigerweise in den Mittelpunkt der wirtschaftlichen Problematik gestellt. Ein erster konkreter Vorschlag in diesem Sinn, den diese Gruppe vorbringt, besteht in der sofortigen Abschaffung von Ministerien, Staatssekretariaten, Unterstaatssekretariaten und Nationaldirektionen. Das ist auch unsere Meinung. Es ist positiv, dass jetzt eine Diskussion über das Thema aufgekommen ist, bei der immer mehr Einzelheiten aufgedeckt werden, die die Regierung in Zugzwang setzen. Denn der bestehende Zustand ist unhaltbar und unvereinbar mit wirtschaftlichem Wachstum und spürbaren Fortschritten auf sozialem Gebiet.
Wirtschaftsübersicht
Die wirtschaftliche Erholung schreitet langsam voran
Die Konjunktur hat im letzten Quartal 2016 umgeschwenkt: das Bruttinlandsprodukt ist laut ersten Schätzungen leicht gestiegen, womit die fallende Tendenz, die voher bestand, zunächst aufgehört hat. Schatzminister Nicolás Dujovne wies darauf hin, dass auch das erste Quartal 2017 eine leichte Zunahme aufweise. Doch jetzt hat das Statistische Amt (INDEC) den EMAE-Index (der eine grobe Schätzung des BIP ist) für Februar bekanntgegeben, der um 2,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 1,9% unter Januar 2017 liegt. Wie weit dies durch ausserordentliche Faktoren verursacht wurde, sei dahingestellt. Angeblich soll jedoch (laut privaten Schätzungen) März wieder über dem Vorjahr liegen, so dass das erste Quartal auch eine Zunahme aufweist. Doch diese würde auf alle Fälle gering sein, und um ein Prozent liegen, und auch sehr unterschiedlich ausfallen, so dass sie allgemein nicht spürbar ist. Man kann auch in einem See ertrinken, der eine durchschnttliche tiefe von einem Meter ausweist.
Die Landwirtschaft weist bezüglich Getreide und Ölsaaten eine spürbare Besserung auf (mit einer Rekordernte von 130 Mio. Tonnen), die jedoch auch nicht allgemein ist, weil es in mehreren Gegenden zu viel geregnet hat und es auch zu Überschwemmungen kam, die Saaten zerstört, Erträge verringert oder auf alle Fälle die Ernte verzögert haben. Ebenfalls hat dies großen Schaden bei der Rinderwirtschaft verursacht. Der Saldo der Landwirtschaft in der sogenannten “feuchten Pampa” und umgebenden Gebieten ist jedoch positiv, was in einem Sprung bei der Nachfrage nach Maschinen für die Landwirtschaft, Nutzfahrzeugen (“pick ups” u.a.) und auch einer erhöhten Tätigkeit bei Werkstätten und allerlei Einzelhandelsgeschäften in den Dörfern und einer höheren Beschäftigung geführt hat. Doch bis sich dies auf die gesamte Wirtschaft überträgt, dauert es eine Weile.
Ebenfalls wurden viele öffentliche Bauten in Angriff genommen, zum Teil auch solche, die stillgelegt worden waren, was in einem gestiegenen Verbrauch von Asphalt und Zement zum Ausdruck gekommen ist. Da die private Bautätigkeit jedoch zurückgegangen ist, und nicht aufholt, ist die Gesamtwirkung auf die Lieferanten von Baumaterialien mäßig.
Die Investitionen sind auch in Schwung gekommen. Es bestehen hohe Investitionsvorhaben in Kraftwerken und der Erdöl- und Gasförderung in Vaca Muerta. Ebenfalls wird ständig in die Industrie u.a Bereichen investiert (wie wir in der Rubrik Geschäftsnachrichten berichten). Die technologische Revolution setzt viele Industrieunternehmen und auch andere unter Zugzwang: entweder sie erneuern ihre Maschinen, wobei die neuen dann die vielfache Produktivität der alten ausweisen, oder sie können nicht mehr konkurrieren. Die Landwirtschaft hat auf alle Fälle schon viel investiert und tut es weiter. Doch bis sich Investitionen allgemein auswirken, dauert es eine Weile.
Allgemein führt eine Rezession dazu, dass die Unternehmen rationalisieren und gelegentlich ihr Geschäft neu durchdenken, was schließlich auch zur neuen Aufschwungphase beiträgt. Ebenfalls werden in einer Rezession Lagerbestände abgebaut, die bei einer Konjunkturwende zum Guten wieder aufgebaut werden müssen, was den Aufschwung fördert.
In der Regierung und in der Unternehmerwelt nimmt jedoch die Ungeduld zu, vor allem bei den Unternehmern, die weiter eine rezessive Lage erleben. Das führt dazu, dass der Druck zunimmt, die Konjunktur mit einer expansiven Geldpolitik anzukurbeln. Zum Glück widersetzt sich ZB-Präsident Federico Sturzenegger diesen Forderungen. Die monetäre Expansion, gemessen mit der monetären Basis, liegt schon über 40% jährlich, was gefährlich hoch ist. Die hohe Rate der Geldschöpfung, auf die wir ständig hinweisen, wird allgemein nicht zur Kenntnis genommen.
Eine zunehmende Inflation wirkt gegen die Erholung der Konjunktur. Die Regierung bemüht sich, die Inflation von der Kostenseite in Grenzen zu halten, einmal mit einem relativ stabilen Wechselkurs, und dann mit Lohnerhöhungen um die 20%. Wenn die Inflation von der Kostenseite begrenzt wird, dann sollte der Geldüberhang zu einer höheren Mengennachfrage führen. So steht es in den Lehrbüchern der Ökonomie. Die Regierung hat in letzten Zeit ihre Haltung in der Lohnfrage verhärtet, was u.a. im Lehrerkonflikt zum Ausdruck gekommen ist. Aber außerdem wird mit einzelnen Gewerkschaften über Flexibilisierung der Arbeitsabkommen verhandelt, so dass die Erhaltung und eventuell eine Zunahme der Beschäftigung Vorrang vor der Lohnerhöhung und produktivitätshemmenden Arbeitsbedingungen hat. Bei der Erdölwirtschaft in Vaca Muerta wurde schon ein großer Vorstoß in diesem Sinn erreicht, der jetzt auf Erdölarbeiter in anderen Gebieten übertragen wird. Auch bei der Bauwirtschaft und der Metallindustrie wird in diesem Sinn verhandelt. Es ist ein großer konzeptueller Fortschritt, der gelegentlich zu einem Dammbruch führen kann.
Bezüglich Inflation wirkt der Umstand störend, dass die Tarife für öffentliche Dienste (besonders in der Bundeshauptstadt und Umgebung) über die allgemeine Inflation erhöht werden müssen. In diesem Zusammenhang ist es wichtig, wenn neben dem allgemeinen Index der Konsumentenpreise auch der Index der sogenannten “Kerninflation” bekanntgegeben wird, bei dem besondere verzerrende Faktoren, wie die Tariferhöhungen, die eigentlich nur Korrekturen einer unhaltbaren Lage sind, ausgenommen werden. Bei den Lohnverhandlungen muss dann der Akzent auf den Sozialtarif gesetzt werden, der stark subventioniert und entsprechend niedriger ist. Die Indexierung, die zunehmend bei Lohnabkommen eingeführt wird, angefangen mit dem Vorschlag der Provinzregierung von Buenos Aires für die Lehrer, ist äußerst gefährlich. Es sollte von vorne herein geklärt werden, dass hier nur die Kerninflation berücksichtigt wird.
Der wirtschaftliche Aufschwung wird einmal durch die überhöhte Staatsquote gestört, die in einer Steuerbelastung zum Ausdruck kommt, die die Wirtschaft nicht erträgt, und dann auch im Defizit der Staatsfinanzen, das die ZB durch Kreditrestriktion zum Teil neutralisiert. Dies kommt darin zum Ausdruck, dass die gesamten Pesodepositen der Banken um 33% jährlich zunehmen, die gesamten Bankkredite jedoch nur um 20%. Auch wenn der Bankkredit in Argentinien eine sehr begrenzte Bedeutung hat, wirkt dies rezessiv.
Ebenfalls wirkt die Lage der brasilianischen Wirtschaft, mit einem Rückgang des Bruttoinlandsproduktes von über 7% in zwei Jahren (2015 und 2016) und einer schwachen Erholung in diesem Jahr negativ auf die argentinische Wirtschaft, die seit der Schaffung des Mercosur Anfang der 90er Jahre eng mit Brasilien integriert ist. Der Fall hat sich noch durch die Aufgabe des kompensierten Kfz-Austausches verschlimmert, weil jetzt Brasilien den argentinischen Markt mit Automobilen, Kleinlastern und Lastwagen überschwemmt und die lokale Produktion verdrängt hat.
Unter den gegebenen Umständen, zu denen auch Streiks u.a. Arbeitskonflikte hinzukommen, ist ein Konjunkturaufschwung, wie sich ihn Optimisten vorstellen, kaum möglich. Die Regierung muss vorsichtig handeln, Exzesse vermeiden, sich um die vielen Einzelprobleme kümmern, die die Wirtschaft stören, und vor allem, weiter langfristig strukturelle Reformen in Angriff nehmen, angefangen bei der Staatsreform und der Reform der beschäftigungshemmenden Arbeitsgesetzgebung und der Eindämmung der Macht der Gewerkschaften. Wunder gibt es hier nicht, und die Regierung wäre gut beraten, wenn sie die Gesellschaft in diesem Sinn belehrt, damit sich die Diskussion über Wirtschaftspolitik auf dem Boden der Realität bewegt.